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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Die Mitteparteien CVP, FDP und BDP diskutierten im Berichtjahr eine Strategie-Allianz,
um sich gegen die Polparteien SP und SVP besser zur Wehr setzen zu können. Die
vorerst geheimen Absprachen gelangten aufgrund einer Indiskretion an die
Sonntagspresse. Die drei Parteien dementierten die vermuteten strategischen
Absprachen zur Rettung der Bundesratssitze und betonten, dass es bei den Sitzungen
lediglich um die zukünftige Zusammenarbeit bei Sachthemen gegangen sei. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.05.2010
MARC BÜHLMANN

In der Presse war Ende des Berichtsjahrs eine Schätzung der Wahlkampfbudgets der
Parteien nachzulesen, die aufgrund der ebenfalls geschätzten Ausgaben bei den Wahlen
2007 sowie einigen Antworten auf entsprechende Anfragen bei den
Generalsekretariaten beruhten. Dass Geld für den Wahlerfolg eine Rolle spiele, sei
unbestritten. Die Wahlkampfbudgets seien jedoch sehr ungleich. Mit Abstand am
meisten Mittel zur Verfügung habe die SVP (15 Mio.), gefolgt von der CVP (3 Mio.), der
FDP (2.6 Mio.) und der SP (1.5 Mio.). Die kleineren Parteien (GP, GLP, BDP) hätten
weniger als eine Viertelmillion zur Verfügung. 2

WAHLEN
DATUM: 28.12.2010
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurden Bemühungen von bürgerlichen Parteien für einen vermehrten
bürgerlichen Schulterschluss gegen die als taktisch geschickt und aufgrund der guten
Vernetzung in linken Kreisen häufig erfolgreich wahrgenommene Allianz zwischen Links-
Grün verstärkt. Dies zeigte sich etwa an Arbeitsgruppen zu Steuerthemen oder
Gesundheitspolitik, denen Parlamentarier der CVP, FDP, SVP, GLP und BDP angehören,
die sich während der Sessionen gelegentlich trafen. Auch die konzertierte Aktion gegen
die Einheitskrankenkasse, als alle bürgerlichen Fraktionen mit Vorstössen gegen die
Ausarbeitung eines Gegenvorschlags durch den Bundesrat reagierten, wurde in der
Presse als Zeichen für eine stärkere bürgerliche Zusammenarbeit gewertet. Darüber
hinaus koordinierten sich die bürgerlichen Parteien in Abstimmungskampagnen
erfolgreich zumindest gegen linke Volksbegehren, wie etwa die 1:12-Initiative oder die
Initiative zur Abschaffung der Wehrpflicht. Dabei trug auch die SVP wieder vermehrt zu
bürgerlichen Kompromissen bei. Auch das gemeinsam von SVP, FDP und CVP getragene
Projekt für eine Initiative zum Schutz des Bankgeheimnisses wurde als Zeichen
verbesserter Zusammenarbeit interpretiert. Zu einem eigentlichen Test der Solidität
des bürgerlichen Lagers dürfte spätestens nach den Wahlen 2015 die Diskussion um die
Besetzung der Regierung werden. Die SP, aber auch die BDP sprachen der FDP die
Berechtigung auf zwei Sitze ab, da sich die Freisinnigen immer mehr zur
Juniorpartnerin der SVP entwickeln würden. 3

ANDERES
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die Zersplitterung der politischen Mitte, die sich bei einigen Kantonswahlen zeigte und
auch aus den nationalen Wahlen resultierte, fachte die Diskussion um eine
Mittekoalition weiter an. Gespräche zwischen der CVP, der BDP und der GLP über eine
mögliche Zusammenarbeit, kolportierte Fusionspläne aber auch das Szenario einer
breiten Mitte-Allianz unter Einbezug der FDP waren häufige Pressethemen. Dabei stand
neben wahltaktischen Listenverbindungen auch eine längerfristige inhaltliche
Zusammenarbeit im Fokus der Gespräche. CVP-Fraktionschef Urs Schwaller (FR)
versprach sich von einer „Neuen grossen Mitte“ mehr politischen Einfluss und die
mögliche Sicherung der gefährdeten Bundesratssitze der sich aufsplitternden Mitte-
Parteien. Relativ rasch kündigte die FDP an, die Bestrebungen für eine Allianz der Mitte
nicht mitzutragen, da eine solche nicht kompatibel mit der Konkordanz sei. Nach den
nationalen Wahlen wurde zumindest die Allianz zwischen BDP und CVP wieder ein
Thema, insbesondere im Hinblick auf die Bundesratswahlen. Die CVP sollte mithelfen,
Bundesrätin Widmer-Schlumpf zu bestätigen. Nach ihrer Wahlniederlage im Herbst
verstärkte vor allem die CVP die Bemühungen für eine engere Zusammenarbeit mit BDP
und GLP. Sogar eine Fusion mit der BDP wurde von den Christdemokraten ins Auge
gefasst, etwa in Form einer Union nach Vorbild der CDU/CSU in Deutschland. Allerdings
wurden die Pläne schnell begraben. Schliesslich kam es nicht einmal zu einer
gemeinsamen Fraktion: sowohl die CVP als auch die BDP entschieden sich für getrennte
Parlamentsfraktionen. Anfang Dezember gaben sich die beiden Parteien in einer
offiziellen Verlautbarung bis Juni 2012 Zeit, geeignete Formen der Zusammenarbeit zu

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN
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prüfen. 4

Da die drei grossen bürgerlichen Parteien keine zentralen Mitgliederverzeichnisse
führen, ist es praktisch nicht möglich, Entwicklungen hinsichtlich ihrer
Organisationsstärke zu analysieren. International zeigt sich seit langem ein teilweise
beträchtlicher Mitgliederschwund. Die SP, die ein zentrales Register führt, ist von
dieser Entwicklung nicht ausgenommen. Zwischen 1992 und 2011 verloren die
Sozialdemokraten rund 15% ihrer Mitglieder, wie der TA berichtete. Die SP wies 2011
noch 31'226 Mitglieder aus. Die von der FDP (120'000 Mitglieder), der CVP (100'000
Mitglieder) und der SVP (90'000 Mitglieder) auf Anfrage genannten Zahlen und
insbesondere die Behauptung, dass diese über die letzten 20 Jahre stabil geblieben
seien, wurden von Experten angezweifelt. Genauere Angaben lassen sich bei den
kleineren Parteien machen, bei denen sich ein gegenteiliger Trend zeigt. Die
Mitgliederzahl der Grünen nahm zwischen 2003 und 2012 von 4'779 auf 7'523 zu. Die
BDP wuchs zwischen 2008 und 2012 von 3'500 auf 6'000 Mitglieder und die GLP hatte
ihre Mitgliederzahl zwischen 2007 und 2012 verdreifacht (2012: 3'600 Mitglieder). 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.10.2013
MARC BÜHLMANN

Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.2015
MARC BÜHLMANN

Grosse Parteien

Nach dem Verstreichen des Ultimatums an Widmer-Schlumpf und ihre Kantonalsektion
beschloss der SVP-Zentralvorstand am 18. Mai mit 84 zu 13 Stimmen, das
Ausschlussverfahren gegen die Bündner SVP einzuleiten. Am 1. Juni fiel der materielle
Entscheid für den Ausschluss, bei dem die Vertreter der Bündner SVP in den Ausstand
treten mussten, mit 81 zu 5 Stimmen. Die notwendige Zweidrittelmehrheit wurde damit
problemlos erreicht. Die ausgeschlossene SVP Graubünden kündigte die Gründung
einer neuen Partei für den 16. Juni an. Zur neuen Partei gehören würden die beiden
bisherigen SVP-Regierungsräte Barbara Janom und Hansjörg Trachsler, sowie die
Nationalräte Gadient und Hassler, ebenso die meisten SVP-Grossräte im Bündner
Parlament. Auch im Kanton Bern trat eine Gruppe von 35 Dissidenten um den
Nationalrat Hans Grunder am 2. Juni an die Öffentlichkeit. Dazu gehörten auch SVP-
Regierungsrat Urs Gasche und Ständerat Werner Luginbühl. Bereits seit April hatte es
Berichte über die so genannte „Gruppe Bubenberg“ gegeben. Diese Gruppe verfolgte
nun die Alternativen Austritt der ganzen Berner SVP aus der SVP Schweiz und Gründung
einer neuen Partei. Eine Resolution mit der Austrittsforderung wurde an den Vorstand
der Berner SVP gerichtet. Ein Austritt der ganzen Berner SVP hätte allerdings eine
Zweidrittelmehrheit an der Delegiertenversammlung erfordert. Hans Grunder und
Ursula Haller kündigten an, eine neue Partei zu gründen, falls dies nicht erreicht werde.
Bundesrat Samuel Schmid sprach sich für einen Austritt der Berner SVP aus der
nationalen Partei aus und machte bekannt, dass er einer allfälligen neuen Partei
beitreten würde. Der ehemalige Vizepräsident der SVP Glarus, Martin Landolt, kündigte
die Gründung einer neuen Partei im Kanton Glarus an. Die nationale SVP-Spitze
reagierte gelassen auf die Abspaltungsgefahr. Es handle sich nur um eine
Flurbereinigung. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.06.2009
SABINE HOHL
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Die Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP war auch im Berichtjahr
Diskussionsgegenstand. Von einer Fusion war zwar 2013 explizit nicht mehr die Rede,
anhand institutionalisierter Treffen der Bundeshausfraktionen und gemeinsam
geführter Abstimmungskampagnen sollte aber eine schrittweise Annäherung
vorgenommen werden. So wurden in der Presse etwa der gemeinsame Auftritt in der
Abstimmungskampagne für den Preisaufschlag der Autobahnvignette oder ein
gemeinsam verfasstes Diskussionspapier zu Migration und Personenfreizügigkeit als
Zeichen einer weiteren Annäherung der beiden Parteien gewertet. Die Zusammenarbeit
sollte aber nicht nur inhaltlich, sondern auch praktisch intensiviert werden. BDP-
Präsident Landolt (GL) kündigte an, dass eine gemeinsame Wahlkampagne, die
komplementär zu den je eigenständigen Kampagnen geführt werden solle, sowie
möglichst flächendeckende Listenverbindungen geplant seien. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Die Gründung der BDP erfolgte zunächst in drei Kantonen: Im Juni in Graubünden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Übertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verfügte die
BDP schon bald über rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graubünden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rücktritt zurück an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjörg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Ständerat (Werner Luginbühl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL

Auf nationaler Ebene wurde die BDP Schweiz am 1. November gegründet. Hans Grunder
(BE), der die treibende Kraft bei der Gründung in Bern gewesen war, wurde einstimmig
zum ersten Präsidenten gewählt, Vizepräsidentin wurde die Bündner Regierungsrätin
Barbara Janom. Die Geschäftsleitung der BDP Schweiz besteht aus den Präsidenten der
drei Kantonalsektionen Bern, Graubünden und Glarus, der Vorstand hat als zusätzliche
Mitglieder die Vertreter der BDP im nationalen Parlament, die Präsidenten der
Kantonalparteien, die BDP-Regierungsräte und den Leiter der Geschäftsstelle. In einem
ersten Parteiprogramm mit 24 Punkten und in drei Positionspapieren sprach sich die
BDP unter anderem für die Personenfreizügigkeit mit der EU aus, befürwortete
Tagesstrukturen in der Volksschule und unterstützte das Bildungskonkordat Harmos.
Die BDP sagte zudem Ja zum revidierten Betäubungsmittelgesetz und Nein zur Initiative
für die Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern. In all diesen
Stellungnahmen unterschied sie sich von der SVP. Die BDP unterstützte die Initiative für
die Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts und beschloss die Nein-Parole zur
AHV-Flexibilisierungsinitiative des SGB sowie zur Hanfliberalisierungsinitiative. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.11.2008
SABINE HOHL

Im November wurden in den Kantonen Aargau und Thurgau BDP-Kantonalsektionen
gegründet. Auch aus Obwalden und Zürich wurden BDP-Gründungen gemeldet. Einen
ersten Wahlerfolg konnte die BDP bei den Wahlen in der Stadt Bern erzielen: Sie
erreichte einen Stimmenanteil von 7,8% und zog mit 6 Vertretern in das Parlament
ein. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.12.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung im Mai in Glarus schloss der neue BDP-Präsident
Martin Landolt kategorisch jedwede Fusion aus – sei dies mit der CVP, der GLP oder gar
der SVP. Dies schliesse natürlich die inhaltliche Zusammenarbeit nicht aus. Nach den
nationalen Wahlen hatten die CVP und die BDP eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die
mögliche Formen der Zusammenarbeit ausloten sollte. Über eine Fusion war in den
Medien insbesondere vor den Bundesratswahlen heftig spekuliert worden. Anfang Juni
wurden die Resultate einer Arbeitsgruppe CVP-BDP präsentiert. Geeinigt hatte man
sich auf gegenseitige Unterstützung bei den Wahlen 2015 und gemeinsame Kampagnen
bei Abstimmungen. Die Arbeitsgruppe hatte auch eine Fusion zumindest theoretisch
erörtert, war aber auf den Schluss gekommen, dass dies parteiintern nicht goutiert
werden würde. Am 31. August führten die CVP und die BDP die erste gemeinsame
Fraktionssitzung durch. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.06.2012
MARC BÜHLMANN
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Die Kantonalsektionen der BDP und der CVP fällten in den Jahren 2020 und 2021
Entscheide über ihren Zusammenschluss zur neuen Partei «Die Mitte». Zusätzlichen
Schub erhielt dieser Prozess, nachdem die Delegierten der BDP und der CVP Schweiz
Mitte November 2020 einer Fusion der Bundesparteien zugestimmt hatten und diese
per 1. Januar 2021 vollzogen worden war. An diesem Datum wurden alle noch
bestehenden Kantonalsektionen von BDP und CVP zu Sektionen der fusionierten
Mutterpartei, womit die Mitte zunächst in den meisten Kantonen über jeweils zwei
Sektionen verfügte. Jede Sektion konnte und musste sodann autonom über ihre Zukunft
entscheiden, da die Kantonalparteien (und auch die Lokalparteien) in der Schweiz
organisationsrechtlich eigenständige Einheiten sind.
Dabei bedauerten die BDP-Mitglieder zwar allenthalben, dass die Etablierung als
eigenständige Partei letztlich gescheitert war. In den meisten Kantonen regte sich unter
ihnen aber keine oder keine nennenswerte Opposition gegen die Auflösung ihrer
Sektion und den Zusammenschluss mit der jeweiligen CVP-Sektion. Exponentinnen und
Exponenten, die damit nicht einverstanden waren, wählten eher den Weg des
Parteiaustritts. Auch in den meisten CVP-Sektionen gab es keinen prinzipiellen
Widerstand gegen eine Fusion; allerdings war die Fusionsdiskussion eng mit der
Umbenennung zu «Die Mitte» und somit der Streichung des «C» aus dem Parteinamen
verknüpft, die nicht in allen CVP-Kantonalparteien gleich gut ankam. Zugunsten einer
Fusion wurden in den meisten Kantonen die folgenden vier Argumente vorgebracht:
Erstens seien die inhaltlichen Überschneidungen der beiden Parteien schon bisher
gross. Zweitens erhöhe ein Zusammengehen die Schlagkraft der politischen Mitte.
Drittens könne man dadurch parteiintern einen breiteren Pool an motivierten Personen
zusammenbringen und eine neue Dynamik entfachen. Und viertens ergänze man sich
aufgrund teils unterschiedlich verteilter lokaler Hochburgen der beiden Partner
wahlarithmetisch gut: Die CVP war nach wie vor stärker in katholischen Gebieten
verankert, die BDP stärker in protestantischen Regionen.

Zu den ersten BDP-Sektionen, die ihre Auflösung und ein Zusammengehen mit der CVP
beschlossen, gehörten bemerkenswerterweise jene der beiden BDP-Hochburgen Glarus
und Bern, wo der Leidensdruck bei einer rein kantonalen Betrachtungsweise eigentlich
geringer war als in anderen Kantonen: In der bernischen wie in der glarnerischen Politik
hatte die BDP bis zuletzt noch eine bedeutende Rolle gespielt und sogar etwas (in
Glarus) beziehungsweise deutlich (in Bern) mehr Mandate als die CVP inne. Das
Aufgehen der BDP in der neuen Mittepartei wurde in diesen beiden Kantonen stark mit
dem Wunsch begründet, Teil einer Partei zu sein, die auch auf nationaler Ebene eine
nennenswerte Rolle spielt. Auch die Parteibasis liess sich von dieser Überlegung
überzeugen: In Glarus entschieden sich die BDP-Mitglieder – darunter auch der BDP-
Schweiz-Präsident und erklärte Fusionsbefürworter Martin Landolt – am 3. November
2020 einstimmig für die Fusion, die CVP folgte zwei Tage später mit 84 Prozent
Zustimmung. Der Fusionsentscheid fiel in Glarus somit schon rund zwei Wochen vor
dem Entscheid der Bundesparteien – und wurde deshalb unter den Vorbehalt gestellt,
dass sich auch die nationalen Parteien zum selben Schritt entschliessen würden.
Nachdem diese Bedingung erfüllt war und die zunächst auf Januar 2021 angesetzte
Gründungsversammlung wegen der Covid-19-Pandemie hatte verschoben werden
müssen, wurde der Zusammenschluss in Glarus schliesslich im Mai 2021 formell
vollzogen.
Mit Bern traf auch die grösste BDP-Sektion, welche rund die Hälfte aller Schweizer BDP-
Mitglieder stellte, schon einige Tage vor den nationalen Mutterparteien ihren Entscheid.
Am 11. November 2020 sagten hier bei der BDP 95 Prozent und bei der CVP 93 Prozent
der stimmenden Mitglieder Ja zur kantonalen Fusion. Als Grund für den frühen
Zeitpunkt gaben die Spitzen der beiden Berner Parteien an, man wolle sich schon als
fusionierte Partei auf die kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom März 2022
vorbereiten können. Formell vollzogen – mit der Verabschiedung der neuen Statuten
und der Wahl des neuen Vorstands – wurde die Berner Fusion dann im März 2021.

In Graubünden, dem dritten BDP-Gründerkanton nebst Bern und Glarus, verlief der
Fusionsprozess harziger. Sowohl die CVP als auch die BDP gehörten hier zu den drei
stärksten Parteien im Kanton, die beiden potenziellen Fusionspartner standen sich
kantonal auf Augenhöhe gegenüber. Historisch hatte im konfessionell gemischten
Kanton Graubünden zwischen ihren Vorläufern – den katholischen Konservativen und
den reformierten Demokraten (welche sich 1971 der SVP Schweiz angeschlossen hatten)
– lange eine ausgeprägte Rivalität geherrscht, in den 1940er Jahren war sogar von einem
«Kulturkampf» die Rede (Südostschweiz vom 9.6.2021). Vielleicht spielte auch diese
historische Erblast eine Rolle dafür, dass in den Reihen der Bündner BDP 2020
zunächst nicht nur eine Vereinigung mit der CVP, sondern auch ein Zusammengehen
mit der FDP oder der GLP erwogen wurde. Auch ein Weiterbestehen der kantonalen

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.01.2022
HANS-PETER SCHAUB
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BDP mit einer blossen Intensivierung der Zusammenarbeit mit der CVP wurde
diskutiert. Die Bündner CVP-Führung wiederum äusserte Bedenken, dass eine Fusion
gut etablierte Parteistrukturen gefährden und in CVP- respektive BDP-Stammlanden
eine Abwanderung von Wählenden bringen könnte: «Eins plus eins muss nicht zwingend
zwei ergeben», liess CVP-Kantonalpräsident Stefan Engler verlauten. Es gab
Befürchtungen, dass man als fusionierte Partei die drei von fünf Regierungssitzen und
die über 50 von 120 Grossratssitzen schlechter halten könnte. Zudem war in der CVP
Graubünden zunächst nicht klar, ob sich eine Mehrheit zu einer Streichung des «C» aus
dem Parteinamen würde durchringen können – was wiederum in den Reihen der BDP
als Bedingung für ein Zusammengehen galt. Nachdem die beiden Mutterparteien Ende
2020 ihre Fusion auf nationaler Ebene besiegelt hatten, nahm der Prozess aber auch in
Graubünden stärker Fahrt auf – auch deshalb, weil die Parteispitzen rechtzeitig vor den
kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom Mai 2022 Klarheit schaffen wollten. Die
BDP-Mitglieder bekannten sich bei einer Mitgliederversammlung informell zum Ziel
einer Fusion, eine Projektgruppe aus beiden Parteien nahm ihre Arbeit auf und im
Januar 2021 gaben die Junge BDP und die Junge CVP ihre Unterstützung für eine Fusion
bekannt. Ende März 2021 sprach sich schliesslich auch die kantonale Parteileitung der
CVP erstmals offiziell für eine Fusion – und für eine Umbenennung in «Die Mitte» – aus.
In einer gemeinsamen Medienmitteilung der Bündner BDP- und CVP-
Geschäftsleitungen wurden die Fusionsbestrebungen auch mit dem anstehenden
Wechsel Graubündens vom Majorz- zum Doppelproporzsystem für die Grossratswahlen
begründet: Mit dem neuen Wahlsystem werde eine flächendeckende Präsenz im ganzen
Kanton wichtiger, deshalb würden die beiden regional unterschiedlich verankerten
Fusionspartner einander gut ergänzen. Im April 2021 folgten eine konsultative
Urabstimmung bei der CVP und eine Mitgliederumfrage bei der BDP, wobei sich 86
Prozent der CVP- und fast 95 Prozent der BDP-Mitglieder für die Fusion aussprachen.
Die NZZ ging davon aus, dass die Nein-Stimmen in der BDP ideologisch begründet
waren, da die Bündner BDP aufgrund ihres historischen Erbes etwas weiter rechts zu
verorten sei als die CVP; dies gelte für jüngere BDP-Mitglieder allerdings nicht mehr und
wie die Südostschweiz aufzeigte, waren sich die beiden Sektionen bei den kantonalen
und nationalen Abstimmungsparolen ab 2016 praktisch immer einig. Im Mai 2021
wurden die Statuten für die neue Partei vorgestellt. Sie basierten auf jenen der CVP
Graubünden, seien aber «vollständig überarbeitet worden» und sahen für Partei und
Fraktion für eine Übergangszeit eine Doppelspitze vor, um beiden Fusionspartnern eine
gleichwertige Vertretung zu garantieren. Nach diesen langwierigen Vorarbeiten war es
am 7. Juni 2021 schliesslich auch in Graubünden so weit: Zunächst noch in getrennten
Delegiertenversammlungen wurde die Fusion von der CVP mit 74 zu 1 Stimmen bei 4
Enthaltungen, von der BDP einstimmig gutgeheissen. Noch am selben Abend folgte die
erste gemeinsame Delegiertenversammlung der «Mitte Graubünden» mit der Wahl der
neuen paritätischen Doppelspitze. Bis zum Schluss blieb der Fusionsprozess aber von
Nebengeräuschen begleitet: Zwischen Dezember 2020 und Juni 2021 traten insgesamt
drei BDP-Grossräte zur FDP und einer zur SVP über, aus den Reihen der CVP wechselte
ein Grossrat zur SP; auch der dreiköpfige Vorstand der BDP-Ortssektion Chur war
geschlossen zur FDP übergetreten, weil für ihn ein Zusammengehen mit der CVP «keine
Option» war.

In den Kantonen Aargau im Januar 2021, in Zürich im März 2021 und in Freiburg im Juni
2021 fielen die Entscheide der BDP-Basis zugunsten der Fusion einstimmig aus, wobei
zumindest in den ersten beiden Kantonen ein kleiner Teil der BDP-Mitglieder und
-Mandatsträger nicht in die neue Mitte-Partei übertrat, sondern zur GLP oder zur FDP
wechselte oder aber parteilos wurde. Seitens der CVP gab es in Zürich bloss eine
einzige Gegenstimme gegen die Fusion, im Aargau und in Freiburg wurden die CVP-
Beschlüsse in der Presse nicht thematisiert.

Einen besonderen Weg wählte im Juni 2021 die BDP Thurgau: Auch sie löste sich auf,
beschloss aber – soweit ersichtlich als einzige BDP-Kantonalpartei – kein
Zusammengehen mit der kantonalen CVP. Man wolle es den einzelnen Mitgliedern
überlassen, ob und welcher anderen Partei sie sich anschliessen möchten, erklärte die
Kantonalpartei. Gemäss Medienberichten gab es unter den zuletzt rund 50 Thurgauer
BDP-Mitgliedern etliche, die ihre Zukunft in der GLP sahen; andere traten zur Mitte
über, wiederum andere wollten keiner Partei mehr angehören.

Als letzte Kantonalsektionen der BDP verschwanden schliesslich die Baselbieter und die
Genfer BDP von der politischen Landkarte. Die BDP Basel-Landschaft hatte vor ihrem
Entscheid über eine Fusion abwarten wollen, ob die potenzielle Fusionspartnerin das
«C» aus dem Namen streichen und sich zum neuen Parteinamen «Die Mitte» bekennen
würde – ein Schritt, der in der CVP Basel-Landschaft zunächst umstritten war, letztlich
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aber doch vollzogen wurde. Nachdem diese Vorbedingung der BDP erfüllt und zudem
klargestelt war, dass sich auch BDP-Mitglieder in kommunale und kantonale
Leitungsfunktionen der neuen Mittepartei wählen lassen könnten, entschied sich die
BDP-Basis Ende September 2021 schliesslich einstimmig dafür, ihre Sektion in der
künftigen «Mitte» aufgehen zu lassen. Nicht alle der zuletzt rund 60 Baselbieter BDP-
Mitglieder traten indessen in die neue Mittepartei über; so schloss sich etwa eine
Gemeinderätin der GLP an und der kantonale Parteipräsident entschied sich für die
Parteilosigkeit. Die BDP Genf war schliesslich die letzte BDP-Kantonalpartei, die über
ihr Schicksal entschied: Im Dezember 2021 beschlossen auch hier die Mitglieder
einstimmig, ihre Sektion in die «Mitte» einzugliedern.
Die Parteifusionen in Basel-Landschaft und Genf wurden per 1. Januar 2022 vollzogen.
Genau ein Jahr nach der Bildung der nationalen «Mitte» war der Fusionsprozess somit
in den Kantonen abgeschlossen und die BDP hörte auch auf kantonaler Ebene auf zu
existieren. Einzelne CVP-Sektionen bestanden hingegen noch weiter, weil sie den
Namenswechsel zumindest vorerst nicht mitmachten. 13

1) Presse vom 9. bis 11.5.10.
2) Presse vom 28.12.10.
3) NZZ, 19.2., 1.3., 20.3. und 23.3.13; Blick, 7.4.13; NZZ, 19.4. und 27.4.13; NZZS, 30.6.13; NZZ, 13.7., 20.9. und 11.10.13; zu den
Verhandlungen zwischen BDP und CVP über eine allfällige Fusion; zur historischen Entwicklung der Parteien vgl. NZZ, 11.4.13.
4) TG und TA, 5.4.11; 24h, 6.4.11; AZ, 12.4.11; NZZ, 18.4.11; SoZ, 24.4.11 (Schwaller); NLZ, 9.5.11; NZZ, 27.6. und 2.11.11; SN, 9.11.11;
WW, 17.11.11; BaZ, 22.11.11; NZZ, 26.11.11; TA, 26.11 und 29.11.11; Presse vom 6.12.11.
5) TA, 17.10.12.
6) SoZ, 19.4.15
7) Einleitung des Ausschlussverfahrens: Presse vom 19.5.08. Ausschlussentscheid: Presse vom 2.6.08. BE und GR: Presse vom
3.6.08. GL: NZZ, 6.6.08. Resolution der Dissidenten in Bern: NZZ, 11.6. und 12.6.08.
8) NZZ, 15.6., 13.7. und 11.9.13; LT, 14.9.13; SO, 29.9.13; WW, 24.10.13.
9) BE, GR: Presse vom 17.6. und 23.6.08. GL: NZZ, 28.8.08. Sitze in kantonalen Parlamenten: LT, 10.7.08. BDP-Bundesräte:
Bund, 5.7.08. Fraktion: TA, 20.9.08.
10) Presse vom 3.11.08.
11) Gründung von Kantonalsektionen: AZ, 23.10.08; NZZ, 11.11. und 22.11.08. Wahlen in der Stadt Bern: Presse vom 2.12.08. 
12) Presse vom 7.5.12; NLZ und AZ, 1.6.12.
13) Bund, SGR, 7.5.20; BZ, 13.6.20; SGL, 20.6.20; BZ, 29.6.20; SGR, 25.7., 15.8.20; AVF, 18.8.20; SZ, 20.8.20; SGR, 1.9.20;
Bund, 2.9.20; BZ, 8.9.20; BLZ, BZ, 8.10.20; CdT, SGL, 13.10.20; Bund, 10.11.20; BZ, Bund, SGL, 12.11.20; TZ, 18.11.20; SGR, 1.12.,
4.12.20; SGL, 11.1.21; AZ, 14.1.21; SGR, 22.1.21; SGL, 23.1.21; SGR, 5.2.21; SGL, 8.2.21; Bund, 20.3.21; NZZ, SGR, TA, 24.3.21; AVF,
SGR, 25.3.21; BZ, 26.3.21; TA, 29.3.21; SGR, 20.4., 1.5., 3.5., 11.5.21; SGL, 15.5.21; SGR, 17.5., 2.6.21; NZZ, 4.6.21; TZ, 5.6.21; SGR,
8.6., 9.6.21; Lib, 18.6.21; BaZ, 31.7.21; TG, 30.9.21; BLZ, 13.10.21; BaZ, 27.10.21; BLZ, BaZ, 28.10.21; TG, 23.12.21
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